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Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 26. April 2012 gemäß Artikel 29 Absatz 2 
seiner Geschäftsordnung, eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten: 

„Durchführung und Überwachung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen durch die EU-Institutionen und die Rolle des EWSA“. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Beschäftigung, Sozialfragen, Unionsbürgerschaft, nahm ihre 
Stellungnahme am 23. November 2012 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 485. Plenartagung am 12./13. Dezember 2012 (Sitzung vom 
12. Dezember) mit 144 Stimmen bei 2 Enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der EWSA fordert den Rat auf, die Verhandlungen über 
einen Abschluss des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen 
der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen wieder aufzunehmen, um den Unionsbürgern 
mit Behinderungen den vollen Schutz des Übereinkommens 
garantieren zu können. 

1.2 Der EWSA ruft die Präsidenten des Europäischen Rates, 
der Europäischen Kommission und des Europäischen Parlaments 
auf, im Dezember 2013 ein zweites Treffen zur Situation der 
Behinderten in der Union durchzuführen, das gemeinsam mit 
dem Europäischen Behindertenforum geleitet wird, um die Um­
setzung des Übereinkommens über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen zu überprüfen. 

1.3 Der EWSA unterstreicht die Tatsache, dass das Überein­
kommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
Verpflichtungen enthält, die auf Ebene der EU und der Mitglied­
staaten Änderungen der Rechtsvorschriften und der Politik er­
forderlich machen; außerdem hebt er hervor, dass die finanzielle 
Situation nicht als Entschuldigung für ein Verschleppen von 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Rechte Behinderter gelten 
kann. 

1.4 Der EWSA fordert die Kommission auf, als notwendigen 
Bestandteil der künftigen Gesamtstrategie der EU eine gründli­
che und partizipative Überprüfung der Umsetzung der EU-Stra­
tegie für Menschen mit Behinderungen, einschließlich einer 
Überprüfung der existierenden Rechtsvorschriften, Politik und 
Programme sowie der Entwicklung neuer Vorschläge durch­
zuführen. 

1.5 Der EWSA fordert daher die Europäische Kommission 
auf, in ihrem Generalsekretariat ein Folgenabschätzungsinstru­

ment für das Übereinkommen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen zu entwickeln. 

1.6 Der EWSA begrüßt die Schaffung einer unabhängigen 
Struktur zur Förderung, zum Schutz und zur Überwachung 
der Durchführung des Übereinkommens über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen durch den Rat und fordert, dieser 
eigens Mittel zuzuweisen, damit die Mitglieder dieser Struktur 
ihre Aufgaben in voller Unabhängigkeit von der Anlaufstelle 
erfüllen können. 

1.7 Der EWSA erwartet das Ersuchen der Europäischen 
Kommission um eine Stellungnahme zu einem ehrgeizigen Le­
gislativvorschlag für einen möglichst breit angelegten EU- 
Rechtsakt für Barrierefreiheit, dessen Bestimmungen öffentlichen 
und privaten Dienstleistern und Herstellern auferlegen, Behin­
derten vollkommene Barrierefreiheit zu gewährleisten, und in 
dem Barrierefreiheit klar und erschöpfend definiert wird. 

1.8 Der EWSA begrüßt, dass in die Digitale Agenda Rechts­
vorschriften aufgenommen wurden, die die Barrierefreiheit von 
Internetseiten öffentlicher Stellen und Internetseiten mit grund­
legenden Behördendiensten betreffen, und rechnet im Jahr 2012 
mit der Vorlage eines überzeugenden Legislativvorschlags. 

1.9 Der EWSA fordert den Rat und das Europäische Par­
lament auf, in den Strukturfondsverordnungen, den Verordnun­
gen zur Fazilität „Connecting Europe“ ( 1 ) und zum TEN-V, in 
den Programmen „Horizont 2020“ ( 2 ) und „Rechte und Unions­
bürgerschaft“ sowie in den Programmen auf den Gebieten der 
Entwicklungszusammenarbeit und der humanitären Hilfe Be­
stimmungen zugunsten von Behinderten zu stärken oder auf­
rechtzuerhalten, indem Maßnahmen ergriffen werden, die die 
Teilhabe Behinderter durch finanzielle Unterstützung und Ent­
wicklung von Fähigkeiten gewährleisten.
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1.10 Der EWSA ruft den Europäischen Auswärtigen Dienst, 
die Europäische Kommission und den Rat auf, sicherzustellen, 
dass das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen als Querschnittspolitik in allen Bereichen der 
Außenbeziehungen und der internationalen Zusammenarbeit 
sowie in internationalen Handelsabkommen berücksichtigt wird, 
auch indem die EU und ihre Mitgliedstaaten innerhalb der ver­
schiedenen Gremien der Vereinten Nationen ihren Standpunkt 
zu den Rechten Behinderter miteinander abstimmen. 

1.11 Der EWSA fordert die Organe der Europäischen Union 
auf, zur internen Umsetzung des Übereinkommens über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen angemessene Maß­
nahmen zu ergreifen und ihre Verfahren bei der Einstellung 
und Auswahl neuer Bediensteter ebenso zu überprüfen wie Ar­
beitsbedingungen, Weiterbildung, Zugänglichkeit der Gebäude, 
Arbeitsumfeld und Kommunikationsinstrumente sowie die An­
forderungen von mit EU-Mitteln finanzierten Agenturen. 

1.12 Der EWSA nimmt zur Kenntnis, dass José Manuel BAR­
ROSO sich im Dezember 2011 dafür eingesetzt hat, die Um­
setzung des Übereinkommens über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen in einer Sitzung des Kollegiums der Kom­
missionsmitglieder und der Generaldirektoren zu diskutieren, 
und fordert, diesen Punkt jetzt jedes Jahr auf die Tagesordnung 
zu setzen. 

1.13 Der EWSA begrüßt die Einrichtung eines Arbeitskreises, 
in dem die für die Umsetzung des Übereinkommens verant­
wortlichen Vertreter der staatlichen Anlaufstellen, Koordinie­
rungsmechanismen und unabhängigen Mechanismen der EU 
und der Mitgliedstaaten sowie Vertreter der Zivilgesellschaft zu­
sammenkommen können, und bekundet sein Interesse, in Zu­
kunft an den Sitzungen teilzunehmen. 

1.14 Der EWSA geht davon aus, dass er zu dem EU-Bericht 
2013 für den UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen einen Beitrag in Form einer Stellungnahme leis­
ten kann. 

1.15 Der EWSA ist der Auffassung, dass er zur internen 
Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte von Men­
schen mit Behinderungen und zur Erfüllung der sich aus dem 
Übereinkommen ergebenden Verpflichtungen entsprechend tätig 
werden und folgende Maßnahmen ergreifen sollte: Förderung 
der Einstellung Behinderter im EWSA, Gewährleistung eines dis­
kriminierungsfreien Auswahlverfahrens, verbesserte Zugänglich­
keit der Gebäude, Internetseiten, IKT-Werkzeuge und Dokumen­
te, angemessene Vorkehrungen für die Bediensteten, Mitglieder 
und Sachverständigen, Durchführung von Weiterbildungsmaß­
nahmen für das Personal, einschließlich der Erarbeitung eines 
Flugblattes zu dem Übereinkommen, und Berücksichtigung des 
Themas Behinderung in allen Aktivitäten des Ausschusses. 

1.16 Der EWSA unterstreicht die Notwendigkeit einer syste­
matischen Überwachung und Durchführung des Übereinkom­
mens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen durch 
die Institutionen der EU und unterstützt daher die Schaffung 
eines Lenkungsausschusses für die Durchführung und Über­
wachung des Übereinkommens, der die EU-Institutionen auffor­
dert, über ihre Tätigkeit zu berichten, und der über Behinderten­
organisationen und die Zivilgesellschaft Reaktionen von Behin­
derten zusammenträgt, um ein unabhängiges Bild der Fort­
schritte bei der Umsetzung des Übereinkommens zu entwickeln. 

1.17 Der EWSA empfiehlt, gemeinsam mit nationalen Wirt­
schafts- und Sozialräten, zivilgesellschaftlichen Organisationen 
und einzelstaatlichen Menschenrechtsorganisationen eine Sit­
zung zur Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen durchzuführen. 

1.18 Der EWSA ruft die Sozialpartner auf, im Rahmen der 
Tarifverhandlungen die Umsetzung des Übereinkommens über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen auf Grundlage 
vereinbarter Leitlinien übergreifend zu behandeln. 

2. Einführung 

2.1 Zu den Menschen mit Behinderungen zählen Menschen, 
die langfristige körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeein­
trächtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit ver­
schiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichbe­
rechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern können. 

2.2 Es gibt ungefähr 80 Mio. Behinderte in Europa. Nach 
Angaben von Eurostat ist die Wahrscheinlichkeit, dass Behin­
derte arbeitslos sind, dreimal höher als bei Menschen ohne 
Behinderungen: Nur 20 % der Menschen mit schweren Behin­
derungen haben einen Arbeitsplatz, gegenüber 68 % der Men­
schen ohne Behinderungen. Die Wahrscheinlichkeit, dass Behin­
derte ein Studium aufnehmen, liegt mehr als 50 % unter der für 
Nichtbehinderte. In Europa verfügen nur 38 % der Menschen 
mit Behinderungen im Alter von 16-34 Jahren über ein eigenes 
Einkommen; dem stehen 64 % bei Menschen ohne Behinderun­
gen gegenüber. 

2.3 Der EWSA verweist auf seine Stellungnahme zu der 
„Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Aus­
schuss der Regionen – Europäische Strategie zugunsten von Menschen 
mit Behinderungen 2010-2020: Erneuertes Engagement für ein bar­
rierefreies Europa“ ( 3 ) und auf seine Stellungnahme „Junge Men­
schen mit Behinderung: Beschäftigung, Eingliederung und gesellschaft­
liche Teilhabe“ ( 4 ).
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2.4 Der EWSA stellt fest, dass das Übereinkommen der Ver­
einten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderun­
gen und sein Fakultativprotokoll am 13. Dezember 2006 am 
Sitz der Vereinten Nationen in New York verabschiedet wurden, 
ab dem 30. März 2007 zur Unterzeichnung auslagen und am 
3. Mai 2008 in Kraft traten. 

2.5 Der EWSA weist darauf hin, dass das Übereinkommen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen international 
breite Unterstützung findet und bereits 154 Vertragsparteien 
hat, von denen 126 das Übereinkommen ratifiziert bzw. förm­
lich bestätigt haben. Das Fakultativprotokoll hat 90 Vertrags­
parteien, von denen bislang 76 das Protokoll ratifiziert haben. 
Alle 27 Mitgliedstaaten der EU haben das Übereinkommen un­
terzeichnet, und 24 haben es bereits ratifiziert. 

2.6 Der EWSA betont, dass das Übereinkommen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen ein umfassendes Men­
schenrechtsinstrument ist, das gesellschaftliche, politische, wirt­
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte abdeckt. Er bekräftigt, 
dass Menschenrechte und Grundfreiheiten in vollem Umfang für 
alle Behinderten gelten müssen. 

2.7 Der EWSA unterstreicht, dass das Übereinkommen über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen die Vielfalt inner­
halb der Gruppe der Behinderten widerspiegelt und darin expli­
zit anerkannt wird, dass eine Mehrfachdiskriminierung aufgrund 
von Behinderung und anderen Faktoren wie ethnischer Zugehö­
rigkeit, Geschlecht oder wirtschaftlichem Status ein erhebliches 
Problem ist, dem nur mit einem multidisziplinären Ansatz be­
gegnet werden kann, der den verschiedenen Ursachen dieser 
komplexen Form von Diskriminierung Rechnung trägt. 

2.8 Der EWSA hebt hervor, dass das Übereinkommen über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen Bestimmungen 
u.a. zu folgenden Punkten enthält: Gleichberechtigung und 
Nichtdiskriminierung, Zugänglichkeit, Freizügigkeit und Staats­
angehörigkeit, Zugang zur Justiz, Freiheit von Gewalt, ein un­
abhängiges Leben in der Gemeinschaft, Recht auf Familienleben, 
persönliche Mobilität, Bildung, Beschäftigung, Gesundheit, sozia­
ler Schutz, internationale Zusammenarbeit, Katastrophenschutz 
und Beteiligung von Behinderten über die sie vertretenden Or­
ganisationen an Entscheidungsfindungsprozessen sowie Behand­
lung der Belange behinderter Frauen und Kinder als Quer­
schnittspolitik. 

2.9 Der EWSA betont, dass das Übereinkommen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen einen grundsätzlichen 
Kurswechsel bedeutet, da Behinderte nicht mehr als „Objekte“ 
von Wohltätigkeit und medizinischer Behandlung, sondern als 
„Subjekte“ gesehen werden, die Rechte haben und die auch in 

der Lage sind, diese Rechte einzufordern und auf Grundlage 
freiwilliger Zustimmung und in Kenntnis der Sachlage Entschei­
dungen über ihr eigenes Leben zu treffen. Den Behinderten ihre 
Stimme zurückzugeben, ihre Wahlmöglichkeiten zu verbessern 
und ihre Chancen im Leben zu vergrößern, das sind die zen­
tralen Themen des Übereinkommens. 

2.10 Der EWSA begrüßt die Tatsache, dass das Übereinkom­
men klarstellt und beschreibt, dass alle Menschenrechtskatego­
rien auch auf Behinderte anwendbar sind, unabhängig davon, 
wie intensiv sie betreut werden müssen, und dass es Bereiche 
aufzeigt, in denen Veränderungen zur effektiven Wahrnehmung 
und zum Schutz der Rechte Behinderter erforderlich sind. 

2.11 Der EWSA stellt fest, dass das Übereinkommen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen das erste internatio­
nale Menschenrechtsabkommen ist, das der Ratifizierung durch 
Organisationen der regionalen Integration wie der EU offen­
steht, und verweist auf den Beschluss des Rates vom 26. Novem­
ber 2009 ( 5 ), auf dessen Grundlage die Europäische Gemein­
schaft das Übereinkommen abschließen konnte und mit dem 
die Kommission als Anlaufstelle für sich aus der Umsetzung des 
Übereinkommens ergebende Fragen festgelegt wird. 

2.12 Der EWSA hebt hervor, dass dieser Beschluss eine Liste 
mit Bereichen umfasst, die in die ausschließliche bzw. geteilte 
Zuständigkeit der Union fallen. Diese Liste ist nicht abschlie­
ßend und wird im Lauf der Zeit wahrscheinlich länger werden. 
Zu den Bereichen mit ausschließlicher Zuständigkeit gehören die 
Vereinbarkeit staatlicher Beihilfen mit dem gemeinsamen Markt 
und der gemeinsame Zolltarif. Zu den Bereichen mit geteilter 
Zuständigkeit gehören Maßnahmen zur Bekämpfung von Dis­
kriminierung aufgrund einer Behinderung, der freie Waren-, Per­
sonen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr, die Landwirtschaft, 
der Eisenbahn-, Straßen-, See- und Luftverkehr, Steuern, der 
Binnenmarkt, gleiches Entgelt für Männer und Frauen für gleich­
wertige Arbeit, die Politik der transeuropäischen Netze sowie die 
Statistik. 

2.13 Der EWSA nimmt den Verhaltenskodex zwischen dem 
Rat, den Mitgliedstaaten und der Kommission ( 6 ) zur Kenntnis, 
in dem nicht nur festgelegt wird, wie zwischen dem Rat, den 
Mitgliedstaaten und der Kommission verschiedene Aspekte der 
Durchführung des Übereinkommens behandelt werden und wie 
die durch das Übereinkommen geschaffenen Gremien zu beset­
zen sind, sondern auch, nach welchen Verfahren der Bericht der 
EU an den UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen erstellt wird und nach welchem Verfahren ein 
Überwachungsrahmen für einen oder mehrere unabhängige Me­
chanismen unter Beteiligung der Zivilgesellschaft einzurichten 
ist.
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3. Das Übereinkommen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen: Welche Auswirkungen hat es, dass 
die EU erstmals Vertragspartner eines Menschenrechts­
abkommens ist? 

3.1 Der EWSA begrüßt die Tatsache, dass die Europäische 
Union mit Unterzeichnung des Übereinkommens über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen am 23. Dezember 
2010 zum ersten Mal in ihrer Geschichte Vertragspartner eines 
internationalen Menschenrechtsübereinkommens geworden ist, 
und erkennt die führende Rolle an, die die EU und ihre Mit­
gliedstaaten neben der durch das Europäische Behindertenforum 
vertretenen europäischen Behindertenbewegung bei der Aus­
arbeitung des Übereinkommens gespielt haben; er ist der Auf­
fassung, dass die EU eine besondere Verantwortung dafür trägt, 
dass die Bemühungen zur Durchführung und Überwachung in­
tensiviert werden und ein Vorbild geschaffen wird, an dem sich 
andere in der Welt orientieren können. 

3.2 Der EWSA fordert den Rat auf, die Verhandlungen über 
einen Abschluss des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen wieder auf­
zunehmen. Bei Rechtsverletzungen im Zuständigkeitsbereich der 
EU würde das Fakultativprotokoll (entsprechend dem Vorschlag 
der Europäischen Kommission aus dem Jahr 2008) Einzelper­
sonen und Gruppen nach Ausschöpfung aller Rechtsmittel in­
nerhalb der EU die Möglichkeit geben, Beschwerde beim UN- 
Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
einzureichen und damit bestehende Lücken beim Schutz Behin­
derter zu schließen bzw. künftige Lücken vermeiden. 

3.3 Der EWSA ruft die Kommission auf, die Ratifizierung 
anderer Menschenrechtsabkommen wie des Übereinkommens 
über die Rechte des Kindes und des Übereinkommens zur Be­
seitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau, einschließ­
lich deren Zusatz- bzw. Fakultativprotokolle, zu erwägen. Er ruft 
die EU auf, sich an den gegenwärtig geführten Gesprächen in 
der offenen Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen zu beteiligen, 
in der über die Ausarbeitung eines neuen Menschenrechts­
abkommens der Vereinten Nationen über die Rechte älterer 
Menschen nachgedacht wird, und sicherzustellen, dass diese Ar­
beit in völliger Übereinstimmung mit dem Übereinkommen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen durchgeführt 
wird. 

3.4 Der EWSA stellt fest, dass die Europäische Union als 
Vertragspartner des Übereinkommens über die Rechte von Men­
schen mit Behinderungen alle in dem Übereinkommen fest­
gelegten Verpflichtungen im Rahmen ihres Zuständigkeitsberei­
ches einschließlich der Verpflichtung erfüllen muss, dem UN- 
Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
regelmäßig Bericht zu erstatten. 

3.5 Der EWSA hebt hervor, dass Artikel 10 und 19 AEUV 
und Artikel 21 und 26 der Charta der Grundrechte der Euro­
päischen Union eindeutig auf den Schutz der Rechte Behinderter 
Bezug nehmen ( 7 ). 

3.6 Der EWSA ruft die Organe der EU auf, Rechtsvorschrif­
ten zu erlassen sowie Strategien um Programme zu verfolgen, 
mit denen das Übereinkommen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen in den Bereichen vollständig umgesetzt wird, 
die in den ausschließlichen bzw. geteilten Zuständigkeitsbereich 
der Union fallen, sowie die bestehenden Rechtsvorschriften und 
Strategien zu überprüfen, um den umfassenden Schutz aller 
Behinderten in der Europäischen Union sicherzustellen. 

3.7 Der EWSA ruft die Präsidenten des Europäischen Rates, 
der Europäischen Kommission und des Europäischen Parlaments 
auf, gemeinsam mit dem Europäischen Behindertenforum im 
Dezember 2013 ein zweites Treffen zur Situation Behinderter 
in der Union durchzuführen, das hauptsächlich auf die Umset­
zung des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen gerichtet ist ( 8 ). 

3.8 Der EWSA begrüßt, dass das Europäische Parlament im 
Dezember 2012 gemeinsam mit dem Europäischen Behinder­
tenforum ein Europäisches Parlament der Menschen mit Behin­
derungen organisiert, dessen Ergebnisse in den Bericht der EU 
an den UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behin­
derungen einfließen können. 

3.9 Der EWSA fordert die Organe der Europäischen Union 
auf, zur internen Umsetzung des Übereinkommens über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen angemessene Maß­
nahmen zu ergreifen. Dazu zählen: 

— Förderung der Einstellung von Behinderten in den EU-Insti­
tutionen und Ausarbeitung von Strategien zur Vereinbarkeit 
von Privat- und Berufsleben; 

— Überprüfung interner Regelungen, Verfahren und Arbeits­
methoden, um gleiche Chancen für Bedienstete mit Behin­
derungen zu garantieren; 

— Gewährleistung, dass bei Auswahlverfahren Behinderte die 
Möglichkeit haben, gleichberechtigt mit nichtbehinderten 
Kandidaten anzutreten, indem angemessene Vorkehrungen 
getroffen werden; 

— Gewährleistung angemessener Vorkehrungen für alle behin­
derten Bediensteten, wo dies in ihrer täglichen Arbeit erfor­
derlich ist, einschließlich persönlicher Unterstützung, Gebär­
densprachenverdolmetschung, geeigneter Transportmaßnah­
men usw.;
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— Sicherstellung der Zugänglichkeit bei Aus- und Weiterbil­
dung; 

— Verbesserung der Zugänglichkeit von Gebäuden, Internetsei­
ten, IKT-Werkzeugen und Dokumenten; 

— Gewährleistung, dass alle EU-Agenturen und von der EU 
finanzierte Gremien einschließlich der europäischen Schulen 
die Bestimmungen des Übereinkommens erfüllen; 

— Sicherstellung der Beteiligung von Behindertenorganisatio­
nen bei der Ausarbeitung von Rechtsvorschriften und Stra­
tegien, auch über eine angemessene Finanzausstattung. 

4. Die Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen durch die EU und 
ihre Mitgliedstaaten 

4.1 In seiner Stellungnahme vom 21. September 2011 be­
grüßt der EWSA die Europäische Strategie zugunsten von Men­
schen mit Behinderungen 2010-2020 als politisches Schlüssel­
werkzeug zur Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen in der Europäischen Union 
und fordert die Europäische Kommission gleichzeitig auf, im 
bestehenden und künftigen Sekundärrecht die Einhaltung des 
Übereinkommens sicherzustellen und die Teilhabe und Einbezie­
hung Behinderter vorzusehen ( 9 ). 

4.2 Der EWSA fordert eine gründliche und partizipative 
Überprüfung der Umsetzung der Strategie für Behinderte sowie 
die Setzung neuer Ziele. 

4.3 Der EWSA ruft den Rat und das Europäische Parlament 
auf, die Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen im mehrjährigen Finanzrahmen 
der EU als Querschnittspolitik zu behandeln, indem sicher­
gestellt wird, dass kein einziger Eurocent in Projekte oder In­
frastruktur fließt, die Behinderten nicht zugänglich sind. 

4.4 Der EWSA ersucht den Rat und das Europäische 
Parlament, 

— in den Strukturfondsverordnungen Bestimmungen zur Um­
setzung des Übereinkommens über die Rechte von Men­
schen mit Behinderungen zu stärken oder aufrechtzuerhal­
ten, insbesondere die Ex-ante-Auflagen ( 10 ), die Partner­
schaftsprinzipien und die bereichsübergreifenden Grundsät­
ze; 

— in die Verordnungen zur Fazilität „Connecting Europe“ und 
zum TEN-V ( 11 ) Bestimmungen zur Zugänglichkeit auf­
zunehmen; 

— sicherzustellen, dass das Programm „Horizont 2020“ ( 12 ) ge­
währleistet, dass von der EU finanzierte Forschung Behin­
derten offensteht, indem die Nutzerbeteiligung und die Zu­
gänglichkeit von Forschungsergebnissen gefördert wird und 
neue und innovative Ideen entwickelt werden, um das Über­
einkommen im Recht und in der Politik der EU auch im 
Bereich Beschäftigung umzusetzen; 

— behinderungsspezifische Bestimmungen in ihre Programme 
zur Entwicklungshilfe und zur humanitären Hilfe aufzuneh­
men. 

4.5 Der EWSA fordert die Europäische Kommission auf, für 
EU-finanzierte Projekte einen Mechanismus zu schaffen, durch 
den bei der Ausarbeitung barrierefreier Lösungen und der Inte­
gration Behinderter eine exzellente Erfüllung des Übereinkom­
mens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen aus­
gezeichnet wird. 

4.6 Der EWSA verweist auf die behinderungsspezifischen Be­
stimmungen in der Europa-2020-Strategie, insbesondere hin­
sichtlich der dritten Säule zur sozialen Integration und zur Di­
gitalen Agenda, und ruft dazu auf, die Umsetzung des Über­
einkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
in allen Leitinitiativen zu berücksichtigen. 

4.7 Der EWSA sieht mit Besorgnis, dass die in vielen EU- 
Mitgliedstaaten ergriffenen Sparmaßnahmen auch für Behinderte 
und ihre Familien negative Auswirkungen haben und zu mehr 
sozialer Ausgrenzung, Diskriminierung, Ungleichheit und Ar­
beitslosigkeit führen, und er betont, dass die Krise nicht als 
Vorwand dienen kann, um die Umsetzung des Übereinkom­
mens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen auf­
zuschieben. 

4.8 Der EWSA ruft den Europäischen Rat auf, eine echte 
Wachstumsstrategie anzunehmen, in der Maßnahmen zuguns­
ten benachteiligter Gruppen wie Behinderter vorgesehen sind; 
dazu gehören Maßnahmen zur Verbesserung der Anstellung­
schancen und zur Förderung von Dienstleistungen, die eine un­
abhängige Lebensweise und Teilhabe an der Gemeinschaft be­
günstigen, wobei auch die Situation von Personen zu berück­
sichtigen ist, bei denen erst im fortgeschrittenen Lebensalter 
Behinderungen auftreten, sowie Maßnahmen zur Entwicklung 
einer barrierefreien Infrastruktur.
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4.9 Der EWSA ruft die Mitgliedstaaten auf, finanzielle An­
reize für Unternehmen zu schaffen, um Behinderten den Zu­
gang zum Arbeitsmarkt zu gewährleisten, und Maßnahmen zur 
Förderung des Unternehmertums, des Wechsels zwischen Be­
schäftigung und Nichtbeschäftigung und des gleichberechtigten 
Zugangs zum sozialen Schutz und zur Wahrnehmung der Ar­
beitnehmerrechte zu ergreifen. 

4.10 Der EWSA erwartet das Ersuchen der Europäischen 
Kommission um eine Stellungnahme zu einem Vorschlag für 
einen ehrgeizigen, möglichst breit angelegten EU-Rechtsakt für 
Barrierefreiheit, dessen Bestimmungen öffentlichen und privaten 
Dienstleistern und Herstellern auferlegen, vollkommene Barrie­
refreiheit zu gewährleisten, und in dem Barrierefreiheit – sowohl 
hinsichtlich virtueller als auch realer Umgebungen – entspre­
chend europäischen Normen klar und erschöpfend definiert 
und die Möglichkeit einer gemeinsamen Nutzung und Verein­
barkeit mit unterstützenden Techniken vorgesehen wird. 

4.11 Der EWSA fordert den Rat auf, die Arbeit an dem 
Vorschlag für eine Richtlinie zur Anwendung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung ungeachtet des Geschlechts, der Religion 
oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder 
der sexuellen Ausrichtung unter Berücksichtigung des Überein­
kommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
fortzuführen, indem die Begriffe „Behinderung“ und „Diskrimi­
nierung aufgrund eines Näheverhältnisses zu einem Behinder­
ten“ definiert werden sowie Diskriminierung beim Zugang zu 
Finanz- und Versicherungsdienstleistungen verboten, der Bereich 
Zugang zur Bildung behandelt und der Begriff der „angemesse­
nen Vorkehrungen“ zur Sicherstellung des individuellen Zugangs 
klar von dem Begriff der „Zugänglichkeit“ abgegrenzt wird, der 
eine vorausschauende, gruppenbezogene Verpflichtung beinhal­
tet. 

4.12 Der EWSA betont, dass die Bedürfnisse Behinderter in 
allen EU–Programmen, –Strategien und –Maßnahmen für Frau­
en, Kinder, diskriminierte Gruppen wie ethnische oder religiöse 
Minderheiten, Schwule und Lesben sowie ältere Menschen be­
rücksichtigt werden sollten. 

4.13 Der EWSA betont, dass eine größtmögliche Überein­
stimmung mit den internen Bestimmungen und Strategien der 
EU gewährleistet sein muss, indem das Übereinkommen über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen mittels der Aus­
arbeitung von Ad-hoc-Leitlinien als Querschnittspolitik in allen 
Bereichen der Außenbeziehungen sowie der Entwicklungs- und 
der humanitären Hilfe Berücksichtigung findet. 

4.14 Insbesondere fordert der EWSA die EU auf, ihre Posi­
tion mit der der Mitgliedstaaten abzustimmen, wenn in den 
Vereinten Nationen Diskussionen geführt werden, die Auswir­
kungen auf die Rechte Behinderter haben; dies kann zum Bei­
spiel dadurch gewährleistet werden, dass bei der Position der EU 
zu dem Rahmen der Post-Millenniumsentwicklungsziele die 

Menschenrechte Behinderter berücksichtigt und Behinderte in 
der grundlegenden Strategieüberprüfung, die die UNO alle vier 
Jahre durchführt, erwähnt werden. 

4.15 Der EWSA ruft die EU auf, ihr Engagement hinsichtlich 
des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behin­
derungen in andere multilaterale Gremien hineinzutragen, so 
z.B. in die aktuellen Verhandlungen zur Reform und Liberalisie­
rung des Urheberrechts in der Weltorganisation für geistiges 
Eigentum. 

4.16 Der EWSA begrüßt die Arbeit, die bisher im politischen 
Austausch zwischen den USA und der EU im Rahmen der 
Neuen Transatlantischen Agenda zur Reform des Umgangs 
mit Behinderten geleistet wurde, und fordert angesichts der be­
vorstehenden Ratifizierung durch die Vereinigten Staaten eine 
Intensivierung des transatlantischen Dialoges zur Behinderten­
politik, um den weltweiten Reformprozess weiter voranzubrin­
gen. 

4.17 Der EWSA ruft die Europäische Kommission auf, in 
jeder Generaldirektion sicherzustellen, dass die entsprechenden 
Dienststellen beauftragt werden, Sorge dafür zu tragen, dass die 
Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte von Men­
schen mit Behinderungen bei der Ausarbeitung von Strategien 
und Rechtsvorschriften in allen Bereichen Berücksichtigung fin­
det. 

4.18 Der EWSA ruft das Generalsekretariat der Kommission 
auf, für alle neuen Legislativvorschläge ein Instrument zur Ab­
schätzung der Auswirkungen auf die Rechte Behinderter zu ent­
wickeln und bei den Schulungen für neue Mitarbeiter und bei 
Umschulungen ein Modul zu dem Übereinkommen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen aufzunehmen. 

4.19 Der EWSA betont, dass laut Buchstabe o) der Präambel 
und Artikel 4 Absatz 3 des Übereinkommens über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen Behinderte in alle Politik­
gestaltungs- und Entscheidungsprozesse sowie Strategien und 
Programme, die Menschen mit Behinderungen betreffen, ein­
zubeziehen sind, und fordert die EU-Institutionen und die ein­
zelstaatlichen Regierungen auf, angemessene Verfahren vorzuse­
hen. 

5. Überwachung des Übereinkommens über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen in der EU 

5.1 Der EWSA stellt fest, dass Artikel 33 Absatz 2 des Über­
einkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
die Vertragsstaaten dazu verpflichtet, „für die Förderung, den 
Schutz und die Überwachung“ der Durchführung des Überein­
kommens eine Struktur auf einzelstaatlicher Ebene zu bestim­
men oder zu schaffen, die einen oder mehrere unabhängige 
Mechanismen einschließt.
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5.2 Der EWSA fordert den Rat auf, per Beschluss offiziell 
eine entsprechende Struktur zu bestimmen. 

5.3 Der EWSA weist darauf hin, dass bei der Bestimmung 
oder Schaffung eines derartigen Mechanismus die Vertragsstaa­
ten den Pariser Grundsatz betreffend die Rechtsstellung und die 
Arbeitsweise der einzelstaatlichen Institutionen zum Schutz und 
zur Förderung der Menschenrechte berücksichtigen müssen. 

5.4 Der EWSA fordert insbesondere die Unabhängigkeit der 
Struktur von der Anlaufstelle und dem in der EU aufgestellten 
Koordinierungsmechanismus, die Festlegung eines Mandats für 
jedes Mitglied der Struktur und die entsprechenden Mittel, die 
die Mitglieder der Struktur zur Erfüllung ihrer Aufgaben benö­
tigen. 

5.5 Der EWSA betont, dass eine klare Regelung für die struk­
turierte Konsultation der Mitglieder der Struktur entsprechend 
ihrer jeweiligen Rolle geschaffen werden muss, insbesondere mit 
Blick auf die Ausarbeitung von Rechtsvorschriften. 

5.6 Der EWSA stellt fest, dass gemäß Artikel 33 Absatz 3 
des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behin­
derungen die Zivilgesellschaft, insbesondere Menschen mit Be­
hinderungen und die sie vertretenden Organisationen, in den 
Überwachungsprozess einbezogen werden und in vollem Um­
fang daran teilnehmen muss; dazu gehört auch die Arbeit in der 
Anlaufstelle und dem vom Rat bestimmten Koordinierungs­
mechanismus für die Umsetzung des Übereinkommens. 

5.7 Der EWSA ist der Auffassung, dass das Europäische Be­
hindertenforum, das als europäischer Dachverband die Vertre­
tung der 80 Millionen Unionsbürger mit Behinderungen sicher­
stellt, in die Überwachung des Übereinkommens auf europäi­
scher Ebene und in alle Politikgestaltungs- und Entscheidungs­
prozesse der EU, die Menschen mit Behinderungen betreffen, 
einzubeziehen ist. 

5.8 Der EWSA ist der festen Überzeugung, dass Partnerschaft 
ein Instrument für nachhaltige, wirtschaftliche und soziale Ent­
wicklung ist, dass sie aber der Gewissheit einer langfristigen und 
echten Beteiligung der Zivilgesellschaft bedarf; dazu gehört u.a. 
ein kontinuierlicher Kapazitätenaufbau bei allen Partnern und 
eine für die Beteiligung angemessene Ausstattung mit finanziel­
len Mitteln ( 13 ). 

5.9 Der EWSA ruft die EU auf, in dem künftigen Finanzie­
rungsprogramm im Rahmen des Programms „Rechte und Uni­
onsbürgerschaft“ Mittel für die Unterstützung der Umsetzung 
des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behin­
derungen vorzusehen; dazu gehören auch der Kapazitätenaufbau 
und eine ausreichende Finanzierung von Behindertenverbänden. 

5.10 Der EWSA erkennt an, wie wichtig es ist, auf EU-Ebene 
einen dem Übereinkommen gemäßen Rahmen zu schaffen, da­

mit Drittstaaten – insbesondere solche, die regionalen Organi­
sationen angehören – sich an dem Rahmen der EU orientieren 
können. 

5.11 Der EWSA weist darauf hin, dass die EU ihren ersten 
regelmäßigen Bericht an den UN-Ausschuss für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen zu Beginn des Jahres 2013 vor­
legen muss, und erwartet, von der Europäischen Kommission 
im Zuge der Ausarbeitung ihres Berichts zusammen mit einem 
breiten Spektrum von Interessenträgern, einschließlich der Zivil­
gesellschaft und insbesondere der Behindertenbewegung, kon­
sultiert zu werden. 

5.12 Der EWSA begrüßt alle von der Europäischen Kommis­
sion und von Eurostat vorgeschlagenen Maßnahmen zur Ver­
besserung und Intensivierung der Sammlung von Daten und 
Indikatoren sowie zur Erstellung detaillierter Statistiken im Be­
reich Behinderung, um effektivere Strategien zu entwickeln und 
deren Umsetzung genauer zu überwachen. Der EWSA sieht der 
Veröffentlichung der Daten aus dem Ad-hoc-Modul über die 
Beschäftigung behinderter Menschen im Rahmen der Arbeits­
kräfteerhebung 2011 mit Interesse entgegen und fordert die 
Kommission, Eurostat, die Grundrechteagentur und die Mitglied­
staaten auf, in alle grundlegenden Umfragen durchgehend Fra­
gen zu behindertenspezifischen Themen aufzunehmen sowie 
spezifische Umfragen und Indikatoren zu entwickeln, die es 
ermöglichen, die Wechselwirkung zwischen Behinderten und 
den sich im Alltag auftuenden Barrieren sowie die Wirkung 
politischer Instrumente, die auf die Beseitigung dieser Barrieren 
ausgelegt sind, zu messen. 

5.13 Der EWSA fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, 
für öffentliche Behörden aller Ebenen, private Unternehmen, 
Medien, Universitäten und Forschungszentren, Schulen sowie 
Sozial- und Gesundheitsdienste Sensibilisierungskampagnen 
über die sich aus dem Übereinkommen ergebenden Rechte 
und Pflichten durchzuführen. 

5.14 Der EWSA ruft die Mitgliedstaaten auf, die Umsetzung 
des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behin­
derungen auf den verschiedenen Ebenen der Entscheidungsfin­
dung sicherzustellen, indem die Bestimmungen des Überein­
kommens in der Rechtsetzung und bei Strategien und adminis­
trativen Entscheidungen durchgehend in allen Bereichen berück­
sichtigt werden und indem dem Übereinkommen gemäße Ak­
tionspläne für Menschen mit Behinderungen entwickelt werden. 

5.15 Der EWSA unterstützt Partnerschaften zwischen Ge­
werkschaften, Arbeitgeberverbänden, sozialwirtschaftlichen Or­
ganisationen und Behindertenverbänden, um Behinderten ent­
sprechend dem Übereinkommen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen den Zugang zum Arbeitsmarkt zu erleich­
tern.
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6. Der EWSA und das Übereinkommen über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen – interne Umsetzung 

6.1 Der EWSA ist der Auffassung, dass er zur Umsetzung 
des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behin­
derungen und zur Erfüllung der sich aus dem Übereinkommen 
ergebenden Verpflichtungen angemessene Maßnahmen ergreifen 
sollte, darunter insbesondere die folgenden: 

— Förderung der Einstellung von Behinderten im EWSA, ein­
schließlich der Entwicklung eines Programms für Praktikan­
ten, und Unterstützung von Bewerbungen abgeordneter na­
tionaler Sachverständiger mit Behinderungen; 

— Gewährleistung eines diskriminierungsfreien Auswahlverfah­
rens für behinderte Bewerber; 

— Zugänglichkeit der Stellenvermittlung, Berufsausbildung und 
Weiterbildung für Behinderte; 

— Verbesserung der Zugänglichkeit von Gebäuden, Internetsei­
ten, IKT-Werkzeugen und Dokumenten; 

— angemessene Vorkehrungen, einschließlich persönlicher Un­
terstützung, für die Angestellten, Mitglieder und Sachver­
ständigen; 

— Durchführung von Maßnahmen zur Sensibilisierung des Per­
sonals für den Themenbereich Behinderung und das Über­
einkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderun­
gen, einschließlich der Erarbeitung eines Flugblattes und ei­
nes Videos über die bereichsübergreifende Umsetzung des 
Übereinkommens; 

— Teilnahme an der interinstitutionellen Arbeitsgruppe zur 
Umsetzung des Übereinkommens; 

— Berücksichtigung des Themenbereiches Behinderung in allen 
Aktivitäten des Ausschusses. 

6.2 Der EWSA betont, dass in all seinen Stellungnahmen mit 
Auswirkungen auf das Leben Behinderter bereichsübergreifend 
auf die Rechte von Menschen mit Behinderungen eingegangen 
werden sollte. 

6.3 Der EWSA hebt hervor, dass die in dem Übereinkom­
men festgeschriebenen Rechte als Querschnittspolitik in der Ar­
beit all seiner Fachgruppen berücksichtigt werden müssen, da sie 
alle Bereiche des gesellschaftlichen, kulturellen und wirtschaftli­
chen Lebens berühren. 

6.4 Der EWSA unterstreicht diesbezüglich die Notwendigkeit 
der Schaffung eines Lenkungsausschusses für die Durchführung 
und Überwachung des Übereinkommens über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen, der die verschiedenen Institutio­
nen der EU auffordern würde, über ihre Tätigkeit zu berichten, 
und der die Standpunkte der Zivilgesellschaft und insbesondere 
des Europäischen Behindertenforums als repräsentativer Behin­
dertenverband zusammentragen würde, damit sie bei der Aus­
arbeitung und Vorlage des Berichts der EU an den UN-Aus­
schuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen ein­
fließen können. Durch die Beteiligung dieser verschiedenen Ak­
teure würde der Lenkungsausschuss ein unabhängiges Bild von 
den Fortschritten bei der Umsetzung des Übereinkommens lie­
fern. 

6.5 Der EWSA unterstreicht seine Rolle bei der Stärkung der 
demokratischen Legitimierung der EU, indem der partizipativen 
Demokratie sowie der Rolle zivilgesellschaftlicher Organisatio­
nen mehr Raum eingeräumt wird. 

6.6 Der EWSA fordert die Schaffung eines Gremiums, um 
den auf Ebene der EU zwischen den Organen bzw. Einrichtun­
gen der EU und der Zivilgesellschaft geführten Dialog über die 
Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte von Men­
schen mit Behinderungen zu fördern und zu koordinieren. 

6.7 Der EWSA empfiehlt, dass er in Form einer Stellung­
nahme einen Beitrag zu dem Bericht leistet, den die EU dem 
UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
vorlegen wird. 

Brüssel, den 12. Dezember 2012 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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